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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 11 AL 3/11 BH 
 
L 3 AL 3724/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 11 AL 1395/08 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
………………………………………………………., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Juli 2011 durch die Vizepräsidentin  

Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l    sowie die Richter   Dr.  L e i t h e r e r    und   Dr.  F i c h t e  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Beschluss des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 8. April 2011 - L 3 AL 3724/10 - 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Dem Kläger steht Prozesskostenhilfe nicht zu. Die beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet nicht 

die nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung erforderliche hin-

reichende Aussicht auf Erfolg. Hinreichende Aussicht auf Erfolg wäre für die hier allein als 

Rechtsmittel in Betracht kommende Nichtzulassungsbeschwerde nur zu bejahen, wenn einer 

der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschließend aufgezählten Zulassungsgründe mit Erfolg 

geltend gemacht werden könnte; denn nur diese Gründe können zur Zulassung der Revision 

führen. Ein solcher Zulassungsgrund ist nach Prüfung der Akten und unter Berücksichtigung 

des Gesamtvorbringens des Klägers, einschließlich seines Schreibens vom 12.4.2011, nicht 

erkennbar.  

 

Der Rechtssache kommt grundsätzliche Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) nicht zu. Die vom 

Landessozialgericht (LSG) getroffenen tatsächlichen Feststellungen und die herangezogenen 

Rechtsgrundlagen lassen keine Rechtsfrage erkennen, deren Klärung über den zu ent-

scheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im all-

gemeinen Interesse erforderlich und deren Klärung durch das Bundessozialgericht (BSG) als 

Revisionsgericht zu erwarten sein könnte (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 60, 65; SozR 3-1500 

§ 160a Nr 16 mwN).  

 

Die Entscheidung des LSG weicht auch nicht von einer Entscheidung des BSG, des Ge-

meinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungs-

gerichts ab (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). 

 

Ein Verfahrensmangel, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 

Nr 3 SGG), ist ebenfalls nicht ersichtlich. Insbesondere sind die Ausführungen des LSG zur 

Unzulässigkeit der Berufung (§ 144 SGG) im Ergebnis nicht zu beanstanden. Anders als der 

Kläger meint, stellt das Urteil des LSG auch keine unzulässige Überraschungsentscheidung 

dar.  

 

Das LSG ist nach Aktenlage zutreffend davon ausgegangen, dass der Kläger durch das Urteil 

des Sozialgerichts (SG) in einer Gesamthöhe von etwa (noch) 522 Euro beschwert ist und dass 

die streitgegenständlichen Geldleistungen den Zeitraum 21.1.2008 bis 8.2.2008 betreffen. Das 

LSG hat deshalb zu Recht angenommen, dass die Berufung der Zulassung bedarf (§ 144 Abs 1 

SGG) und mangels Zulassung durch das Sozialgericht unzulässig ist. Soweit der Kläger geltend 

macht, es handle sich um laufende Leistungen, verkennt er, dass eine Berufung nur dann un-

abhängig vom Wert des Beschwerdegegenstands zulassungsfrei ist, wenn es sich um wieder-

kehrende oder laufende Leistungen für mehr als ein Jahr handelt (§ 144 Abs 1 Satz 2 SGG), 

was vorliegend nicht der Fall ist.  
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Der Entscheidung des LSG liegt auch die zutreffende Annahme zugrunde, dass der Kläger 

gegen das Urteil des Sozialgerichts (SG) nur Berufung eingelegt hat und dass diese Prozess-

erklärung nicht als Nichtzulassungsbeschwerde ausgelegt oder umgedeutet werden kann. Der 

Wortlaut der Berufungsschrift vom 6.8.2010 ist eindeutig. Es entspricht der Rechtsprechung des 

BSG, auch bei nicht rechtskundig vertretenen Beteiligten die Umdeutung eines eindeutig als 

Berufung bezeichneten Rechtsmittels in eine Nichtzulassungsbeschwerde zu verneinen (BSG 

SozR 4-1500 § 158 Nr 1).  

 

Da der Kläger jedenfalls mit Anhörungsmitteilung vom 16.3.2011 über die beabsichtigte Ent-

scheidung nach § 158 SGG informiert worden ist und ausreichend Zeit hatte, sich zu äußern, ist 

auch sein Anspruch auf rechtliches Gehör nicht verletzt worden (vgl ua BSG SozR 4-1500 

§ 158 Nr 3 und § 153 Nr 7).  

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist daher abzulehnen. Damit entfällt auch die 

Beiordnung eines Rechtsanwalts. 
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